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§ 1 Geltungsbereich, Form

1.    Diese Einkaufsbedingungen gelten für alle Geschäftsbezie-
hungen mit unseren Lieferanten, wenn die Lieferanten Unter-
nehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlichrechtliches Sondervermögen sind.

2.    Diese Einkaufsbedingungen gelten insbesondere für Verträge 
über die Lieferung beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rück-
sicht darauf, ob der Lieferant die Ware selbst herstellt oder 
bei Vorlieferanten einkauft (§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts 
anderes vereinbart, gelten diese Bedingungen in der zum 
Zeitpunkt der Bestellung gültigen bzw. jedenfalls in der dem 
Lieferanten in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenver-
einbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass 
wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten.

3.    Diese Bedingungen gelten ausschließlich. Abweichende, 
entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäfts-
bedingungen des Lieferanten werden nur dann und insoweit 
Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zuge-
stimmt haben. Dies gilt in jedem Fall, beispielsweise auch 
dann, wenn wir in Kenntnis der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen des Lieferanten dessen Lieferungen vorbehaltlos 
annehmen.

4.    Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem 
Lieferanten (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und 
Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen Bedin-
gungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vor-
behaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. 
unsere schriftliche Bestätigung maßgebend.

5.    Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Lieferanten 
in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mahnung, Rück-
tritt) sind schriftlich,d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, 
E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften 
und weitere Nachweise - insbesondere Vertretungsmacht 
des Erklärenden - bleiben unberührt.

§ 2 Vertragsschluss

1.    Die Annahme unserer Bestellungen ist innerhalb von 5 Tagen 
nach Abgabe der Bestellung schriftlich zu bestätigen oder 
insbesondere durch Versendung der Ware vorbehaltslos 
auszuführen. Eine später eingehende oder inhaltlich von der 
Bestellung abweichende Auftragsbestätigung gilt als neues 
Angebot und muss zu ihrer Wirksamkeit von BFI schriftlich 
angenommen werden.

2.    Abrufe für Lieferungen oder Leistungen werden spätestens 
nach 2 Wochen verbindlich, wenn der Lieferant ihnen nicht 
bis dahin schriftlich widersprochen hat.

3.    Die Weitergabe der Bestellung an Dritte, einschließlich der 
Abtretung der sich daraus ergebenden Rechte und Forderun-
gen, bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch 
uns. Bei Nichteinhaltung dieser Bestimmung behalten wir 
uns das Recht vor, durch schriftliche Erklärung von dem Ver-
trag zurückzutreten und/oder Schadensersatz zu verlangen. 
Für die Leistungen des Lieferanten gilt im Übrigen auch

       § 6 dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen.

§  3 Lieferzeit und Lieferverzug

1.    Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist 
bindend. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich in 
Kenntnis zu setzen, wenn er vereinbarte Lieferzeiten – aus 
welchen Gründen auch immer voraussichtlich nicht einhalten 
kann.

2.    Der Lieferant hat jeder Lieferung oder Leistung einen Liefer- 
oder Leistungsschein mit Angabe der Lieferanten- und Be-
stellnummer beizulegen. Der Lieferant hat der Lieferung die 
entsprechenden Prüfzertifikate beizufügen. Der Liefer- oder 
Leistungsschein muss darüber hinaus im Wortlaut genau 
mit der Bestellung und der Auftragsbestätigung übereinstim-
men und alle relevanten Angaben, insbesondere zum Datum 
(Ausstellung und Versand), sowie zum Inhalt der Lieferung 
(sämtlich Einzelteile, Gewichte, Maße, Waren-Nr.), sowie die 
Bestellnummer und das Bestelldatum von BFI beinhalten.

3.    Ist der Lieferant in Verzug, können wir – neben weiterge-
henden gesetzlichen Ansprüchen – pauschalierten Verzugs-
schadensersatz iHv. 1% des Nettopreises pro vollendete Ka-
lenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5% 
des Nettopreises der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt 
der Nachweis vorbehalten, dass ein höherer Schaden ent-
standen ist; dem Lieferanten, dass gar kein oder nur ein we-
sentlich geringerer Schaden entstanden ist.

§  4 Dritte, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmeverzug

1.    Der Lieferant, der die Ware nicht selbst herstellt, darf sie von 
Dritten beschaffen, trägt dann aber das Beschaffungsrisiko 
(wenn nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist, z.B. 
Beschränkung auf Vorrat). Der Lieferant, der die Ware selbst 
herstellt, aber dafür Teile von Dritten bezieht, haftet für diese 
als seine Erfüllungsgehilfen.

2.    Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutschlands „frei Haus“ (im 
Sinne der Kosten- und Gefahrtragung durch den Lieferanten) 
an den in der Bestellung angegebenen Lieferort. Ist keiner 
angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Liefe-
rung an unseren Geschäftssitz in Heiligenhaus zu erfolgen. 
Der jeweilige Lieferort ist auch der Erfüllungsort für die Liefe-
rung und einer etwaige Nacherfüllung (Bringschuld).
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3.    Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-
schlechterung der Ware geht mit Übergabe am Erfüllungsort 
auf uns über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese 
für den Gefahrübergang maßgebend.

4.    Für unseren Annahmeverzug gelten die gesetzlichen Vor-
schriften. Der Lieferant muss uns seine Leistung aber auch 
dann ausdrücklich anbieten, wenn für eine Handlung oder 
Mitwirkung unsererseits (z.B. Beistellung von Material) eine 
bestimmte oder bestimmbare Zeit vereinbart ist.

§  5 Preise und Zahlungsbedingungen

1.    Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle 
Preise verstehen sich einschließlich gesetzlicher Umsatz-
steuer, wenn diese nicht gesondert ausgewiesen ist.

2.    Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, 
schließt der Preis alle Leistungen und Nebenleistungen des 
Lieferanten (z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten 
(z.B. Verpackung, Transportkosten einschließlich eventueller 
Transport- und Verkehrshaftungsversicherung) ein.

3.    Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen 
ab vollständiger Lieferung und Leistung (einschließlich einer 
ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ordnungs-
gemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir Zahlung 
innerhalb von 14 Kalendertagen leisten, gewährt uns der Lie-
ferant 2-3% Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung. Bei 
Banküberweisung gilt die Zahlung als geleistet mit Erteilung 
des Überweisungsauftrags an unsere Bank.

4.    Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsver-
zug gelten die gesetzlichen Vorschriften.

5.    Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Bei unvoll-
ständiger oder mangelhafter Leistungen sind wir berechtigt, 
die fällige Zahlung wertanteilig bis zur ordnungsgemäßen Er-
füllung zurückzuhalten.

6.    Wir sind berechtigt, gegen die Forderungen, die der Liefe-
rant gegen uns geltend macht, mit allen Forderungen aufzu-
rechnen, die uns gegen den Lieferanten zustehen. Die Auf-
rechnung von Forderungen des Lieferanten gegen uns ist nur 
zulässig mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen des Lieferanten.

§  6 Werkzeuge, Geheimhaltung, Eigentumsvorbehalt

1.    An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, Aus-
führungsanweisungen, Produktbeschreibungen und sonsti-
gen Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und Urheber-
rechte vor. Derartige Unterlagen sind ausschließlich für die 
vertragliche Leistung zu verwenden und nach Erledigung des 
Vertrags an uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten sind die 
Unterlagen geheim zu halten, und zwar auch nach Beendi-
gung des Vertrags. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt 
erst, wenn und soweit das in den überlassenen Unterlagen 
enthaltene Wissen allgemein bekannt geworden ist.

2.    Ebenso behalten wir unsere Eigentumsrechte an Stoffen und 
Materialien (z.B. Software, Fertig- und Halbfertigprodukte) 
sowie an Werkzeugen, Vorlagen, Mustern und sonstigen 
Gegenständen vor, die wir dem Lieferanten zur Herstellung 
beistellen.

3.    Stellt der Lieferant für die Herstellung der Ware spezielles 
Werkzeug her oder schafft dieses an, so ist er verpflichtet, 
uns das Eigentum an diesem Werkzeug nach folgender Maß-
gabe zu verschaffen:

       a.    Sollten wir uns bereit erklären die Werkzeugkosten zu 
zahlen, muss der Lieferant eine entsprechende Rech-
nung stellen. Mit Zahlung der Rechnung geht das Eigen-
tum am betreffenden Werkzeug auf uns über. Mit Zahlung 
der Rechnung verwahrt der Lieferant das Werkzeug für 
uns. Zusätzlich haben wir das Recht, das Werkzeug an 
seinem Standort körperlich in unseren Besitz zu nehmen 
und als unser Eigentum zu kennzeichnen. 

       b.    Der Lieferant muss in einer bestehenden Inhaltsversiche-
rung seiner technischen Betriebseinrichtung das Werk-
zeug mitversichern.

       c.    Die Kosten der Unterhaltung, Reparatur oder Wieder-
herstellung der Werkzeuge trägt bis Eigentumsübergang 
auf uns der Lieferant, danach tragen wir sie - es sei denn, 
die Kosten beruhen auf unsachgemäßem Umgang des 
Lieferanten mit dem Werkzeug.

4.    Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiter-
verarbeitung) von uns beigestellten Gegenständen durch 
den Lieferanten wird für uns vorgenommen. Das gleiche gilt 
bei Weiterverarbeitung der gelieferten Ware durch uns, so 
dass wir als Hersteller gelten und spätestens mit der Wei-
terverarbeitung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
Eigentum am Produkt erwerben.

5.    Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne 
Rücksicht auf die Zahlung des Preises zu erfolgen. Ausge-
schlossen sind alle erweiterten, weitergeleiteten und verlän-
gerten Eigentumsvorbehälte.

§  7 Mangelhafte Lieferung

1.    Für die Rechte des Bestellers wegen Sach- und Rechts-
mängeln der gelieferten Ware gelten die gesetzlichen Vor-
schriften, soweit in diesen Einkaufsbedingungen nichts Ab-
weichendes geregelt ist.

2.    Bei begründeter Mängelrüge ist der Besteller berechtigt, 
nach seiner Wahl Nachbesserung (Mängelbeseitigung) oder 
Nachlieferung (Ersatzlieferung) zu verlangen. Die Nacherfül-
lung der Gesamtleistung kann auch gefordert werden, wenn 
nur ein Teil der Lieferung mit Mängeln behaftet und die Ab-
nahme des anderen Teils für den Besteller ohne Interesse ist. 
Die im Rahmen der Nacherfüllung entstehenden Aufwendun-
gen einschließlich zusätzlicher Transport- oder Frachtkosten 
trägt der Lieferant.
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3.    Kann der Lieferant die Nacherfüllung nicht innerhalb ange-
messener Frist durchführen, kommt er der Aufforderung nicht 
innerhalb der ihm gesetzten Frist nach, schlägt die Nacher-
füllung fehl oder ist eine Fristsetzung entbehrlich, so ist der 
Besteller berechtigt, den Kaufpreis zu mindern, vom Vertrag 
zurückzutreten und, wenn der Lieferant den Mangel und/oder 
die fehlerhafte oder nicht erfolgende Nacherfüllung zu ver-
treten hat, Schadensersatz zu verlangen. Dieser beinhaltet 
auch die Kosten einer eventuellen Ersatzbeschaffung bzw. 
die Kosten einer Nachbesserung durch einen Dritten. Der 
Schadensersatz umfasst auch alle durch die mangelhafte 
Sache adäquat kausal verursachten Schäden.

4.    Ist ein Mangel nicht durch angemessene Materialprüfungen 
im Voraus erkennbar und lässt sich daher die Mangelhaftig-
keit der gelieferten Ware erst während der Produktion, Ver-
arbeitung oder dem Einbau feststellen, so haftet der Liefe-
rant, soweit er die Mangelhaftigkeit der Ware zu vertreten 
hat, neben seiner Pflicht zur Nacherfüllung für alle Schäden, 
die durch die Einstellung und Verzögerung der Produktion 
entstehen sowie für die bereits erbrachten vergeblichen Auf-
wendungen

5.    Der Schadensersatz erfasst auch die Schäden, die daraus 
resultieren, dass die mangelhafte Ware durch Einbau oder 
Vermischung zu einem fehlerhaften Produkt geführt hat. Der 
Schadensersatz umfasst im Einzelfall daher auch den Scha-
dens- und Aufwendungsersatz, zu dessen Leistung der Be-
steller im Rahmen der gesetzlichen Gewährleistungspflicht 
und Rückgriffshaftung (§§ 478 ff. BGB) gegenüber seinen 
Kunden verpflichtet ist.

6.    Ist der Lieferant ein Zwischenhändler für die betroffene Ware, 
so kann er sich nicht nach § 280 Abs.1 Satz 2 BGB entlasten, 
wenn er aufgrund der ihn nach § 377 HGB gegenüber sei-
nem Lieferanten treffenden Untersuchungspflicht den Man-
gel erkannt hat oder hätte erkennen können, jedoch die Ware 
gleichwohl an uns geliefert hat.

7.    Im Übrigen haben wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel 
die entsprechenden gesetzlichen Rechte; bei Schutzrechts-
verletzungen zudem noch die in § 10 bezeichneten Rechte.

8.    Verjährungsfristen:

       a.    Die Verjährungsfrist für unsere Rechte wegen Sach-Män-
geln der Ware beträgt drei Jahre; sofern eine Abnahme 
vereinbart ist, ab dieser.

       b.    Die Verjährungsfristen von drei bzw. sechs Jahren gelten 
auch für Ansprüche aus Rechtsmängeln (wobei die ge-
setzliche Verjährungsfrist wegen dinglicher Rechte Drit-
ter [§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB] unberührt bleibt); Ansprüche 
aus Rechtsmängeln verjähren jedoch in keinem Fall, so-
lange der Dritte sein Recht – insbesondere mangels Ver-
jährung – noch gegen uns geltend machen kann.

       c.    Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vor-
stehender Verlängerungen gelten – im gesetzlichen Um-
fang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit 
uns wegen eines Mangels auch außervertragliche Scha-
densersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die regelmä-
ßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn 
nicht die Anwendung der gesetzlichen Verjährungsfristen 
des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjäh-
rungsfrist führt.

§  8 Lieferantenregress

1.    Unsere gesetzlichen Regressansprüche innerhalb einer 
Lieferkette (Lieferantenregress gemäß §§ 445a, 445b, 478 
BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen uneinge-
schränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die 
Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) 
vom Lieferanten zu verlangen, die wir unserem Abnehmer 
im Einzelfall schulden. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 
Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt.

2.    Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten 
Mangelanspruch (einschließlich Aufwendungsersatz gemäß 
§§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB) anerkennen oder er-
füllen, werden wir den Lieferanten benachrichtigen und unter 
kurzer Darlegung des Sachverhalts um schriftliche Stellung-
nahme bitten. Erfolgt eine substantiierte Stellungnahme nicht 
innerhalb angemessener Frist und wird auch keine einver-
nehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsäch-
lich gewährte Mangelanspruch als unserem Abnehmer ge-
schuldet. Dem Lieferanten bleibt zwar, obliegt in diesem Fall 
aber auch der Gegenbeweis.

3.    Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, 
wenn die mangelhafte Ware durch uns oder einen anderen 
Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, wei-
terverarbeitet wurde.

§  9 Produkt- und Produzentenhaftung

1.    Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich, hat 
er uns insoweit von Ansprüchen Dritter freizustellen, als die 
Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich 
gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet. Auch in-
sofern gilt die Verantwortlichkeit des Lieferanten für seine 
Zulieferer.

2.    Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Liefe-
rant Aufwendungen gem. § 683, 670 BGB zu erstatten, die 
sich aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnah-
me Dritter einschließlich von uns durchgeführter Rückrufak-
tionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von Rückrufmaß-
nahmen werden wir aber den Lieferanten – soweit möglich 
und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stel-
lungnahme geben. Weitergehende gesetzliche Ansprüche 
bleiben unberührt.

3.    Der Lieferant hat eine erweiterte Produkthaftpflichtversi-
cherung mit einer pauschalen Deckungssumme für Perso-
nen- und Sachschäden von mindestens 2,0 Mio. EUR und 
mit einer Deckungssumme von mindestens 1,0 Mio. EUR für 
Vermögensschäden abzuschließen und zu unterhalten.

4.    Der Lieferant ist verpflichtet, nach Aufforderung diesen Ver-
sicherungsschutz schriftlich nachzuweisen. Sollte der Liefe-
rant den Versicherungsschutz nicht innerhalb von 2 Wochen 
nachweisen können, sind wir berechtigt, eine solche Versi-
cherung auf Kosten des Lieferanten abzuschließen.
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§  10 Schutzrechtsverletzungen

1.    Der Lieferant haftet für alle Ansprüche, die sich bei vertrags-
gemäßer Verwendung des Liefergegenstandes oder Leistun-
gen aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und 
Schutzrechtsanmeldungen Dritter (nachstehend „Schutzrech-
te“) in Deutschland, in den Ländern der Europäischen Union 
und Nordamerika ergeben.

2.    Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen Ansprüchen frei-
zustellen, die Dritte gegen uns wegen Verletzung der Schutz-
rechte erheben und uns alle notwendigen Aufwendungen im 
Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme zu erstatten. 
Das gilt nicht, soweit der Lieferant nachweist, dass er die 
Schutzrechtsverletzung weder zu vertreten hat noch bei An-
wendung kaufmännischer Sorgfalt zum Zeitpunkt der Liefe-
rung hätte kennen müssen.

3.    Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche unse-
rerseits wegen Rechtsmängeln der Ware bleiben unberührt.

4.    Die Parteien verpflichten sich, sich gegenseitig unverzüglich 
nach bekannt werden von Verletzungsrisiken und angebli-
chen Schutzrechtsverletzungen zu unterrichten, um entspre-
chenden Haftungsansprüchen entgegenzuwirken.

§  11 Rechtswahl, Gerichtsstand, Schiedsgericht

1.    Für diese Bedingungen und die Vertragsbeziehung zwischen 
uns und dem Lieferanten gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des UN-Kaufrechts (CISG).

2.    Erfüllungsort für alle Ansprüche aus den Rechtsbeziehungen 
mit Lieferanten, also für alle Lieferungen, Leistungen und 
Zahlungen, ist der Ort, an dem die Ware auftragsgemäß ab-
zuliefern oder die Leistung zu erbringen ist.

3.    Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis un-
mittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten ist - soweit 
der Lieferant Vollkaufmann oder juristische Person des öf-
fentlichen Rechts oder öffentliches rechtliches Sonderver-
mögen ist - das zuständige Gericht am Sitz von BFI in Heili-
genhaus. BFI ist jedoch berechtigt, den Lieferanten auch an 
seinem Gerichtsstand zu verklagen.


